
Bundessozialgericht

— 5 RJ 96/78 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigtez

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat nach Akten—

lage ohne mündliche Verhandlung am 45. März 4979

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozielgerichts Baden—Württemberg vom 6. September 1977

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob dem Kläger Rente

wegen Berufsunfähigkeit zusteht (@ 1246 Reichsversicherungs—

ordnung —RVO—).

Der im Jahre 1926 geborene Kläger ist gelernter Friseur. In
diesem Handwerk war er von 1949 bis 1955 als Geselle ver—

sicherungspflichtig beschäftigt und ab 1956 — ohne Beiträge

zur Renten— oder zur Handwerkerversicherung zu entrichten —
Inhaber eines Friseurgeschäftes. Dieses meldete er zum
51. Januar 1975 und den ebenfalls von ihm betriebenen Handel

mit Woll— und Strickwaren zum 51. Dezember 1975 ab. Seit

Mitte September 1972 arbeitete der Kläger als Zeitungspacker,

ab Juli 1975 als Molkereiarbeiter und seit Juni 1974 ist er

als Pförtner beschäftigt. Seinen Rentenantrag vom 5. September

1975 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 8. Oktober 1975 ab.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, dem Klä—

ger ab 1. September 1975 Rente wegen Berufsunfähigkeit zu
gewähren (Urteil vom 25. November 1976). Das Landessozialge—

richt (LSG) hat dagegen in seiner Entscheidung vom
6. September 1977 auf die Berufung der Beklagten dieses Ur—

teil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Zur Begründung

hat es im wesentlichen ausgeführt: Der Kläger sei gesund—

heitlich nicht gehindert, leichte bis mittelschwere Arbei—

ten im Wechsel zwischen Sitzen und Stehen fortgesetzt in

vollen Schichten zu verrichten. Er sei nicht mehr in der

Lage, den Beruf eines Friseurs auszuüben, weil er nicht

ausschließlich im Stehen und mit einer Dauerbelastung des

linken Fußes arbeiten könne. Aufgrund seiner bisherigen

Berufstätigkeit gehöre der Kläger zur mittleren Gruppe

der Arbeiterberufe (angelernte Tätigkeiten), denn er
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_5_

habe eine hervorgehobene Stellung nicht erreicht, was durch die

in den Versicherungskarten bescheinigten Arbeitsentgelte be—

stätigt werde. Er könne auf Arbeiten der untersten Gruppe mit

Ausnahme von Tätigkeiten einfachster Art verwiesen werden. Des—

halb sei ihm seine derzeitige Beschäftigung als Pförtner zuzu—

muten.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision rügt der Kläger die un—

richtige Anwendung des 5 1246 Abs 2 RVO und beruft sich auf die
Entscheidung des 4. Senats heim Bundessozialgericht (BSG) vom

26. April 4977 — 4 RJ 95/76 -).

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Mannheim zurückzuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG Baden—Württemberg

zurückzuverweisen.

Die Beklagte stellt keinen Antrag und äußert sich zum Revisions—

vorbringen des Klägers nicht.

II

Die zulässige Revision des Klägers ist insofern begründet, als

das angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an das

LSG zurückverwiesen wird. Das Berufungsgericht hat 5 4246

Abs 2 RVO unrichtig angewendet.

Die Prüfung des vom Kläger geltend gemachten Anspruchs auf

Rente wegen Berufsunfähigkeit nach dieser Vorschrift erfordert

es, den Kreis von Tätigkeiten zu bestimmen, nach denen die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Erwerbsfähigkeit des Versicherten zu beurteilen ist. Für

die Zumutbarkeit der Verweisung kommt es entscheidend auf

die Qualität des “bisherigen Berufs", des sogenannten

Hauptberufs an. Um diese näher zu bestimmen, hat die Recht—

sprechung ein Mehrstufenschema entwickelt, in dem unterschie—

den wird zwischen Gruppen, die durch die Leitberufe des Vor—

arbeiters mit Vorgesetztenfunktion, des Facharbeiters, des

angelernten sowie des ungelernten Arbeiters charä$erisiert

werden (vgl BSG in SozR 2200 5 1246 Nrn 16, 29). Die vom

LSG festgestellten Tatsachen, daß der Kläger das Handwerk

des Friseure erlernt und in diesem Beruf von 1949 bis

1955 als Geselle versicherungspflichtig gearbeitet hat,

haben dem Berufungsgericht keine Veranlassung gegeben,

ihn im Hauptberuf als Facharbeiter anzusehen. Zu dieser

Gruppe will das LSG nur Versicherte zählen, die nach einer

entsprechenden Berufsausbildung eine hervorgehobene Stellung

innehaben, was eine mehrjährige Berufstätigkeit und ”die

Entrichtung von der oberen Leistungsgruppe entsprechenden

Versicherungsbeiträgen" voraussetze. Dagegen wendet sich

die Revision zu Recht.

Der Senat hat bereits entschieden, daß versicherungsrecht—

lich geschützter Hauptberuf mit abgeschlossener Ausbildung

bzw Abschlußprüfung die erlernte Tätigkeit ist, wenn der

Versicherte sie überhaupt — sei es auch nur kurze Zeit —
ausgeübt hat (Vgl BSG in SozR Nr 20 zu 5 45 RKG und Nr 87

zu 5 1246 RVG; BSGE 41, 129, 150; 45, 245, 245; vgl auch

Urteil des 4. Senats vom 26. April 1977 aaO, das eine Ent—

scheidung des Berufungsgerichts in einem gleichgelagerten

Fall betrifft). Zur Aufgabe dieser Rechtsprechung sieht

der Senat keine Veranlassung. Zwar ist den in 5 1246

Abs 2 Satz 2 BVD genannten Kriterien des Umfangs der Aus—

bildung und ihrer Dauer keine selbständige Bedeutung bei—

zumessen, denn sie kennzeichnen lediglich den Weg, auf

dem die für den Beruf erforderlichen Kenntnisse und Fer—

tigkeiten erworben sind (vgl BSG in SozR Nr 22 zu 5 45 RKG,
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BSGE 58, 155, 155, SozR 2200 5 1246 Nr 29). Das berechtigt

aber das LSG nicht, zusätzlich zu den für Ausbildungsberufe

(vgl 55 25 Berufsausbildungsgesetz, 25 Handwerksordnung) ge—
forderten Voraussetzungen einer beruflichen Qualifikation

als Facharbeiter weitergehende Anforderungen zu stellen, die

sich aus 5 1246 EVO nicht herleiten lassen.

Das gleiche gilt für die vom LSG verlangten Beiträge ent—

sprechend der ”oberen Leistungsgruppe“. Wohl hat der Senat in

der tariflichen Einstufung ein wichtiges Indiz für die Bewer-

tung der Qualität des Berufs gesehen (vgl BSGE 41, 129, 154,

auch BSG in SozR 2200 5 1246 Nr 26 und 29), nicht dagegen

kommt es bei der Berufsunfähigkeit auf die tatsächliche Bei—

tragsleistung zu der Zeit an, als der "bisherige Beruf" im

Sinne des 5 1246 Abs 2 Satz 2 RVO ausgeübt wurde, Die tarif—

liche Einstufung kann vielfach einen Beleg für den qualitati—

ven Wert eines Berufs liefern; nicht dagegen besagt im kon—

kreten Fall ein im Vergleich zu Facharbeitern niedrigerer Ver—

dienst, daß es dem Beruf des Versicherten an einem vergleich—

baren qualitativen Wert fehlt. Unter dem “bisherigen Beruf“

ist in diesem Zusammenhang nicht die vom Versicherten an einem

bestimmten Arbeitsplatz ausgeübte versicherungspflichtige Be—

schäftigung zu verstehen. Es kommt nicht auf seine individuelle

Arbeitsleistung an, sondern abstrakt auf den Beruf als solchen

®o BSGE 41 aaO 155).

Im Gegensatz zur Auffassung des LSG hängt die Qualität des

Hauptberufs ab von der — in aller Regel berufsqualifizierenden—

Ausbildung, der Bedeutung des Berufe im Betrieb und von den

positiv zu bewertenden Merkmalen (den "besonderen Anforderun—

gen”) der bisherigen Berufstätigkeit (vgl BSGE 41 aaO 151).

Als gelernter Friseur ist der Kläger daher, wenn er sich von
diesem Beruf nicht gelöst hat, der Facharbeitergruppe zuzu—

rechnen (vgl Urteil des Senats vom 24. August 1978 — 5 RJ 44/77„

Urteil des 4. Senats vom 26. April 1977 aaO).
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Ob der Kläger während der Gesellenzeit mehrfach den Arbeit—

geber gewechselt hat — was nach Ansicht des LSG gegen die

Facharbeiterqualität sprechen soll — ist unerheblich. Er

hat jedenfalls im erlernten Handwerk gearbeitet und nicht

den Beruf gewechselt. Ebenso berührt es die Feststellung

des Hauptberufs nicht, daß der Kläger sich 1956 selbstän—

dig gemacht und von da ab bis 1972 Beiträge weder zur Ren—

tenversicherung noch zur Handwerkerversicherung entrichtet

hat. Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG kann als

Hauptberuf nur eine pflichtversicherte Beschäftigung oder

Tätigkeit angesehen werden (BSGE 41 aaO 150 mwN).

Zwar läßt das LSG kurz anklingen, der Kläger habe eine un—

gelernte Tätigkeit als Zeitungspacker und später als Mol—

kereiarbeiter schon zu einer Zeit aufgenommen, in der er

noch nicht an einer stehenden Tätigkeit gehindert gewesen

sei. Nach der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts kommt

es darauf aber nicht an. Da diese Erwägungen die Entschei—

dung nicht tragen, enthält das angefochtene Urteil auch

keine hinreichenden Feststellungen darüber, weshalb der

Berufswechsel etwa nicht gesundheitlich bedingt gewesen
sei und worauf diese Schlußfolgerungen beruhen. Mangels

überprüfbarer Feststellungen vermochte der Senat die

Frage einer etwaigen Lösung des Klägers vom Beruf des

Friseurs, die nicht dahingestellt bleiben kann, nicht

zu entscheiden.

Unter Beachtung der Ausführungen des Senats zum Hauptbe—

ruf des Klägers als gelernter Friseur wird das LSG nun
festzustellen haben, ob der Kläger sich ab 1972 von die—

sem Beruf gelöst hat. Das ist dann der Fall, wenn er ihn

nicht aus Gründen aufgegeben hat, für die die gesetzliche

Rentenversicherung einzustehen hätte. Von einer Lösung

kann insbesondere dann keine Rede sein, wenn der Kläger

bereits 4972 gesundheitlich nicht mehr in der Lage war,

den Beruf eines Friseurs auszuüben.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...?-

Sollte sich der Kläger vom Beruf des Friseurs nicht gelöst haben,

dann kann er als ehemaliger Facharbeiter zumutbar nur auf Tätig—

keiten verwiesen werden, die nach ihrer tariflichen Einstufung in

die Gruppe der sonstigen Ausbildungsberufe (Anlernberufe) fallen.

Hierzu gehören auch diejenigen ungelernten Tätigkeiten, die wegen

ihres qualitativen Werts für den Betrieb Wie ein sonstiger Aus—

bildungsberuf (Anlernberuf) tariflich eingestuft sind. Eine pau—

schale Verweisung auf Tätigkeiten, die "in der Industrie, im

Handel und Gewerbe in der Bundesrepublik Deutschland in aus—

reichender Zahl vorhanden“ sind, genügt nicht für die Verneinung

der Berufsunfähigkeit. Die Zumutbarkeit der für einen gelernten

Arbeiter in Erwägung gezogenen Verweisungstätigkeiten im Sinne

von 5 4246 Abs 2 Satz 2 EVO ist vielmehr grundsätzlich konkret

anhand von tarifvertraglichen Lohngruppen sowie bezogen auf die

geistige und körperliche Leistungsfähigkeit des Versicherten zu
prüfen. Insoweit wird auf die einschlägigen Ausführungen des

Senats in den Urteilen vom 45. Februar 4979 — 5 RJ 48/78 — und

28. November 1978 — 5 RKn 10/77
— mit weiteren Nachweisen aus

der Rechtsprechung des BSG verwiesen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halten.
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